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Vorwort 

Im Gegensatz zu anderen Leistungsbereichen der Gesundheitsversorgung und 
anderen Zweigen des Besonderen Verwaltungsrechts standen rechtliche Fragen 
der Erbringung und Vergütung rettungsdienstlicher Leistungen in der Vergan-
genheit nicht unbedingt im Zentrum rechtswissenschaftlicher Auseinanderset-
zung. 
Dabei stehen die Leistungserbringer und steht die Leistungserbringung als sol-
che ganz aktuell vor tiefgreifenden Veränderungen der zum Teil über Jahrzehnte 
hinweg gewachsenen Strukturen und Rahmenbedingungen. 
Das vielfach noch verkürzt allein als landesrechtliche Ordnungsmaterie wahrge-
nommene Rettungsdienstrecht kann geradezu exemplarisch als Schnittpunkt sich 
wandelnder, übergeordneter rechtlicher Rahmenbedingungen dienen. Ein in ste-
tiger Veränderung begriffenes Sozialversicherungsrecht sowie insbesondere das 
gemeinschaftsrechtlich determinierte Vergaberecht greifen auf einen Rechtsbe-
reich zu, dessen Rechtswirklichkeit bislang oftmals eher von Tradition und der 
Macht des Faktischen als von Sachlichkeit und rechtlicher Analyse geprägt war. 
Es kann hier durchaus die Prognose gewagt werden, dass nicht zuletzt infolge 
Europarechtlicher Vorgaben in Zukunft vieles nicht so bleiben wird, wie es war. 
Der künftige Weg weist in Richtung Liberalisierung und Wettbewerb. 
Die vorliegende Untersuchung nimmt sich dabei gerade angesichts eines sich 
verändernden Rechtsrahmens einiger zentraler, bislang nicht bzw. wenig geklär-
ter Fragen an, und bemüht sich um deren rechtliche Klärung. 
Mein ausdrücklicher Dank gilt zunächst Herrn Prof. Dr. Peter J. Tettinger und 
Herrn Prof. Dr. Thomas von Danwitz. Für die Vermittlung des zur Beurteilung 
der Rechtsfragen vielfach notwendigen sachlich-organisatorischen und notfall-
medizinischen Hintergrundwissens danke ich in erster Linie Herrn Hans-Peter 
Merkens, stellv. Vorsitzender des BKS Unternehmerverbandes NRW e.V., und 
Herrn Dr. med. Dr. rer. nat. Alexander Lechleuthner, u.a. Leiter des Instituts für 
Notfallmedizin der Berufsfeuerwehr Köln. 

Köln, Januar 2005 
Oliver Esch 
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Einleitung 

A. Problemstellung und Untersuchungsgegenstand 

Im Amsterdamer Vertrag' haben die Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
sich auf eine verstärkte Berücksichtigung des Gesundheitsschutzes der Bürger 
verständigt, gleichzeitig jedoch vereinbart, Organisation und Finanzierung in 
der Kompetenz der einzelnen Mitgliedstaaten zu belassen und hier weder eine 
Harmonisierung der Systeme noch der Politik vorzunehmen2. Dies gilt trotz 
teilweise erfolgter organisatorisch-technischer Vereinheitlichung3  und des Be-
stehens spezieller gesetzlicher Regelungen in nahezu sämtlichen Mitgliedstaa-
ten4

, auch für den Rettungsdienst. Dieser Bereich gesundheitlicher Versorgung 
der Bevölkerung wird von daher auch künftig als Gegenstand des besonderen 
Verwaltungsrechts in Gestalt der Rettungsdienstgesetze der Länder sowie des 
Sozialrechts wahrgenommen werden. 
Der jährliche Gesamtkostenaufwand im Rettungsdienst lag bereits Mitte der 
neunziger Jahre allein in der Bundesrepublik bei seinerzeit etwa 1,43 Mrd. €5. 
Angesichts dieses erheblichen wirtschaftlichen Potentials und einer stetig an-
steigenden Anzahl von Leistungserbringern unterschiedlicher Trägerschaft und 
Zielrichtung halten dabei gleichermaßen wettbewerbliche wie wettbewerbs-
rechtliche Fragestellungen zunehmend Einzug in die rechtliche Erfassung dieses 
für die Bevölkerung des modernen (Wohlfahrts-) Staates so selbstverständli-
chen wie verfassungsrechtlich gebotenen6  Bereichs. 
So sah sich im Nachgang zu Grundsatzentscheidungen des Bundesverwaltungs- 
gerichts zu Notfallrettung und Krankentransport aus den Jahren 19947  und 

1  Vertrag vom 2.10.1997 (BGBl. 1998 II S. 465). 
2  Vgl. Art. 3 Abs. 1 lit. p), Art. 152 Abs. 1 u. Abs. 5 S. 1 sowie Art. 5 Abs. 2 EGV. 
3  Siehe die Entscheidung des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 29.7.1991 zur Ein-
führung einer einheitlichen europäischen Notrufnummer, ABI. EG  L 217/31 v. 6.8.1991 so-
wie die im Dezember 1999 in Kraft getretenen DIN EN 1789 und 1865 für Rettungsmittel, die 
von der Europäischen Normungsstelle CEN-TC 239 „Rescue Systems" unter Mitwirkung des 
deutschen Normenausschusses Rettungsdienst und Krankenhaus (NARK) erarbeitet wurden. 
4  Vgl. Pohl-Meuthen/Koch/Kuschinsky, Rettungsdienst in Staaten der EU, 1999, S. 142 sowie 
die Übersicht bei Dennerlein/Schneider, Wirtschaftlichkeitsreserven im Rettungsdienst der 
BRD, Augsburg 1995, S. 161. 
5  Dennerlein/Schneider, Wirtschaftlichkeitsreserven im Rettungsdienst der BRD, Augsburg 
1995, S. 6. 
6  Gerade im Hinblick auf Art. 2 Abs. 2 GG hat das BVerfG bereits im Jahre 1975 anerkannt, 
dass der Staat auch die Pflicht hat, sich fördernd und schützend vor ein Grundrecht zu stellen, 
vgl. BVerfGE 39, 1, 42; vgl. auch Hermes, Das Grundrecht auf Schutz von Leben und Ge-
sundheit, 1987, S. 129ff. 
7  BVerwG, Urteil v. 3.11.1994 — 3 C 17/92, in: NJW 1995, 3067ff. 
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19998  jüngst auch der Europäische Gerichtshof, der bereits im Jahre 1998 unter 
vergaberechtlichen Aspekten mit Notfallrettung und Krankentransport befasst 
war9

, veranlasst, über die Anwendung des gemeinschaftsrechtlichen Wettbe-
werbstitels auf den Bereich des Rettungsdienstes zu entscheiden I°. Ausgangs-
punkt bildete dabei ein Vorlagebeschluss des rheinland-pfälzischen Oberver-
waltungsgerichts vom 8.12.1999'1 , wonach dem Gerichtshof die Frage zur Ent-
scheidung vorgelegt wurde, ob die Einräumung eines Monopols für Kranken-
transportdienstleistungen zugunsten etablierter Hilfsorganisationen in einem 
abgegrenzten geographischen Bereich mit den Wettbewerbsregeln des EG-
Vertrages vereinbar sei. 
Die nun vorliegende Entscheidung des Gerichtshofs dürfte jedenfalls hinsicht-
lich der mit der Materie befassten Instanz den vorläufigen Höhepunkt einer 
Reihe von Versuchen gewerblicher Unternehmer bilden, die aus ihrer Sicht als 
unzureichend empfundene Mitwirkung an der Erfüllung rettungsdienstlicher 
Aufgaben (verwaltungs-) gerichtlich zu erzwingen12. Sie hat im Anschluss an 
die zitierten Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts zumindest für den 
Bereich der behördlich genehmigten Leistungserbringung außerhalb der öffent-
lichen Rettungsdienste zu einer weitreichenden Klärung noch offener Fragen 
der Mitwirkungsrechte Dritter geführt. 
Als weitgehend ungeklärt stellt sich indes die Frage nach einer gerechten und 
transparenten Auswahlentscheidung für die Teilnahme am öffentlichen Ret- 
tungsdienst dar. Der zitierten Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs aus 

8  BVerwG, Urteil v. 17.6.1999 - 3 C 20/98, in: NVwZ-RR 2000, 213ff. 
9  EuGH, Urteil v. 24.9.1998, Rs. C-76/97, Walter Tögel / Niederösterreichische Gebietskran-
kenkasse, Slg. I 1998, S. 5357 ff. Gegenstand der Entscheidung war ausgehend von vertragli-
chen Beziehungen der österreichischen Sozialversicherungsträger zu Krankentransportunter-
nehmen neben der vom Gerichtshof bejahten Frage der Anwendbarkeit der Dienstleistungsko-
ordinierungsrichtlinie 92/50/EWG vor allem das Postulat einer grundsätzlichen Differenzie-
rung zwischen einem Transport- und einem medizinischen Anteil der Dienstleistungen im 
Bereich des Rettungsdienstes. 
10  EuGH, Urteil v. 25.10.2001, Rs. C-475/99, Ambulanz Glöckner / Landkreis Südwestpfalz, 
Slg. I- 2001, S. 8089 ff. 
11  7 A 11769/98; nachfolgend OVG Koblenz, Urteil v. 7.5.2002 — 7 A 11626/01, zwischen-
zeitlich rechtskräftig durch Beschluss des BVerwG vom 9.8.2002 — 3 B 122/02. 
12  Vgl. etwa BVerwG, Urteil v. 3.11.1994 — 3 C 17/92, in: NJW 1995, S. 3067ff.; Urteil v. 
26.10.1995 — 3 C 10/94, in: NJW 1996, 1608ff.; Urteil v. 17.6.1999 — 3 C 20/98, in: NVwZ-
RR 2000, 213ff.; OVG Lüneburg, Beschluss v. 14.9.1999 — 11 M 2747/99, in: Nds VB1. 1999, 
285ff.; VGH Mannheim, Urteil v. 22.10.1996 — 10 S 8/96, in: NVwZ-RR 1998, 110f.; OVG 
Münster, Beschluss v. 5.7.2001 — 13 B 452/01, in: NWVBI. 2002, 66f.; OVG Frankfurt (O-
der), Beschluss v. 21.8.1997 - 4 A 137/92; Beschluss v. 12.12.1996 - 4 B 28/96; Beschluss v. 
21.10.1996 - 4 B 150/96; OVG Magdeburg, Beschluss v. 21.12.2000 — 1 M 316/00, in: LKV 
2001, 282 (LS); VGH München, Urteil v. 8.11.1995 — 4 B 95.1221, in: BayVB1. 1996, 176ff.; 
OLG Naumburg, Beschluss v. 19.10.2000 - 1 Verg 9/00; VG Weimar, Beschluss v. 20.1.2000 
— 6 E 4221/99. 
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dem Jahre 1998, die die Anwendung des EU-Vergaberechts auf Vertragsbezie-
hungen zwischen den österreichischen Sozialversicherungsträgern und dortigen 
Krankentransportunternehmen zum Gegenstand hatte, wird dabei bislang über-
wiegend eine Anwendbarkeit auf die deutsche Rechtsordnung versagt. 

In der Praxis hat sich, von historisch geprägten landes- bzw. regionalspezifi-
schen Ausnahmen abgesehen, auf Grundlage der durch das sechste Gesetz zur 
Änderung des Personenbeförderungsgesetzes vom 25.07.198913  erfolgten He-
rausnahme des Krankentransports aus dem Personenbeförderungsgesetz zum 
01.01.1992 und der damit den Ländern anfallenden Gesetzgebungskompetenz14  
ein zunehmend flächendeckendes Nebeneinander eigener Kräfte öffentlicher 
Träger sowie regelmäßig in den öffentlichen Rettungsdienst eingebundener ge-
meinnütziger Hilfsorganisationen auf der einen und (in der Regel parallel hierzu 
behördlich genehmigter) gewerblicher Krankentransportunternehmer auf der 
anderen Seite entwickelt. Im Rahmen des insoweit lediglich ansatzweise entwi-
ckelten Wettbewerbs entfallen zumindest in einzelnen Ländern bzw. Regional-
märkten zum Teil bereits beachtliche Marktanteile auf die gewerblichen Unter-
nehmer15, denen bisweilen auch gutachterlich sowie von Kostenträgerseite posi-
tive Effekte im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit der Erbringung rettungs-
dienstlicher Leistungen bescheinigt werden16. 
Insbesondere die gewerblichen Unternehmer, die bislang durchweg weniger im 
Rahmen der (zeitkritischen) Notfallrettung als vielmehr ganz überwiegend im 
Bereich des mehr transportbezogenen Krankentransports aktiv sind', aber auch 
Sanitätsorganisationen streben dabei zunehmend eine Mitwirkung auch in den 

13  BGBl. I S. 1547. 
14  Mit Ausnahme der Bereiche Personalausbildung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 GG; vgl. Rettung-
sassistentenG v. 10.7.1989, BGBl. I S. 1384), der Kostentragung als Teil der Sozialversiche-
rung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG) und Personenbeförderung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 und 22 
GG), der die Krankenbeförderung nach dem bis zum 01.01.1992 geltenden PBefG v. 
21.3.1961 (BGBl. I S. 241) noch unterfiel, fällt das Rettungswesen nunmehr vollständig in 
die Länderkompetenz. Siehe hierzu unten S. 63 f. 
15 Vgl. die Übersicht bei Dennerlein/Schneider, Wirtschaftlichkeitsreserven im Rettungs-
dienst, Augsburg 1995, S. 66. Ausgehend von aktuellerem statistischen Material aus dem Jah-
re 1999 beträgt der Marktanteil gewerblicher Unternehmer im Bereich des qualifizierten 
Krankentransports beispielsweise im Bereich der nordrhein-westfälischen kreisfreien Stadt 
Köln derzeit etwa 54,7 %, vgl. Stadt Köln, Rettungsdienstbedarfsplan 2000, IV. 4.2.2.1. 
16 Vgl. Dennerlein/Schneider, Wirtschaftlichkeitsreserven im Rettungsdienst, Augsburg 1995, 
S. 146 — 148; Stellungnahme des Vorsitzenden der AOK Baden-Württemberg, R. Sing, in: 
RD 1998, S. 69. 
17  Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr 2000/2001 der Bundesregierung, BT-Drs. 14/9730, 
S. 33; Dennerlein/Schneider, Wirtschaftlichkeitsreserven im Rettungsdienst, Augsburg 1995, 
S. 65; Lechleuthner/Fehn/Neumann, Rettungsdienst und niedergelassene Ärzte, in: Medizin 
im Dialog 03/02, S. 4 f., 5. 
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in öffentlicher Trägerschaft stehenden Rettungsdiensten an. Die Frage nach den 
bei der Durchführungsübertragung zu beachtenden Rechtsnormen stellt sich 
damit aktuell sowohl von Seiten der öffentlichen Rettungsdienstträger als Ent-
scheidungskörperschaften als auch von Seiten der an der Mitwirkung interes-
sierten Anbieter. 

Generell gilt es zudem, bestehendes Einsparpotential in Form von Wirtschaft-
lichkeitsreserven, im Rahmen des rechtlich Möglichen auch im Bereich des Ret-
tungsdienstes zu aktivieren18  und bestehende Vergütungsstrukturen vor allem 
im Hinblick auf die stetig ansteigenden Kosten im Gesundheitswesen einer kri-
tischen Bewertung zu unterziehen. So wurde das Kostenniveau im Rettungswe-
sen auch seitens der Bundesregierung als unplausibel und von ökonomisch 
nicht zu erklärenden Zusammenhängen bedingt bezeichnet19. Allein unter dem 
Parameter einer anzustrebenden Preisbildung nach marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen werden Wirtschaftlichkeitsreserven im Bereich rettungsdienstli-
cher Leistungen in einer Größenordnung von mindestens 10% angegeben20 . 
Immerhin konnte, dies trotz zum 1.1.2000 in Kraft getretener verschärfter For-
mulierung des Grundsatzes der Beitragssatzstabilität in § 71 SGB V21, allein 
für erste Quartal 2003 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum bezogen auf den 
Bereich der Fahrtkosten22  ein bundesweiter Kostenanstieg von 8,3 % festgestellt 
werden. Diese Steigerungsrate übertrifft bezogen auf die einzelnen Leistungsbe-
reiche der Gesetzlichen Krankenversicherung mittlerweile sogar die der Ausga-
ben für Heilmitte123. Korrespondierend zu den Ausgabensteigerungen der GKV 

18  So bereits der Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen, Ge-
sundheitsversorgung und Krankenversicherung 2000, Sondergutachten 1995, S. 8 Rn. 10. Zur 
Konzertierten Aktion siehe § 141 SGB V. 
19 BT-Drs. 12/4997, S. 33 u. 34. 
20 Vgl. Dennerlein/Schneider, Wirtschaftlichkeitsreserven im Rettungsdienst, Augsburg 1995, 
S. 148f., die mit Stand 1991/1992 eine absolute Wirtschaftlichkeitsreserve einschließlich der 
Mengenkomponente (Leitstellenanzahl, Personal, Anzahl der Rettungsmittel) in einer Grö-
ßenordnung von 500 Mio. bis 1 Mrd. DM (ca. 255 bis 511 Mio. €) angeben, was einem relati-
ven Gesamteinsparpotential von 20-30 % entspricht. 
21 Vgl. Gesetz zur Reform der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-GesundheitsreformG 
2000) v. 22.12.1999, BGBl. I 2626. 
22  Hierzu zählen nach § 60 SGB V neben Notfallrettung und Krankentransport auch Fahrtkos-
ten auf Grund von Transporten mittels Taxen / Mietwagen. Die in diesem Bereich überstieg 
dabei in der Vergangenheit die in den Bereichen Notfallrettung und Krankentransport sowohl 
relativ als absolut erheblich, wobei die Kostensteigerung hier im Vergleich zu den nicht trans-
portbezogenen Leistungsbereichen dennoch überdurchschnittlich war. Vgl. BMGS, GKV-
Kennzahlen, Stand: Juli 2003, Tabelle KFO3Bund, sowie Koch/Büch/Kuschinsky, Zur Wirt-
schaftlichkeit im Rettungsdienst, in: Leben retten 1997, S. 42ff. 
23  Vgl. BMGS, GKV-Kennzahlen, Stand: Juli 2003, Tabelle KFO3Bund. Siehe auch die je- 
weils zum 15. September erfolgende Bekanntmachung der durchschnittlichen Veränderungs- 
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für Notfall- und Krankentransporte war über die Vergleichszeiträume 
1990/1991 bis 2000/2001 hinweg ein stetiger Anstieg der Einsatzzahlen zu ver-
zeichnen24. Nachdem die Einführung der Fallpauschalenregelung (sog. DRG, 
„diagnosis related group"-System)25  durch das Fallpauschalengesetz (FPG) vom 
23.4.200226  voraussichtlich ein erhöhtes Verlegungsaufkommen zwischen den 
Krankenhäusern zur Folge haben wird27, dürften Kosteneinsparungen allein im 
Wege kritischer Überprüfung der bestehenden Organisations- und Kostenstruk-
turen zu erzielen sein, dies unter Einbeziehung in der Rechtsordnung zuneh-
mend nicht mehr als statisch sondern wandelbar wahrgenommener ordnungspo-
litischer Rahmenbedingungen. 
Forderungen etwa nach einer Aufgabe des Selbstkostendeckungsprinzips, der 
Etablierung gleicher (Markt-) Zugangschancen für sämtliche Leistungserbringer 
unter gleichzeitiger Abschaffung von Privilegien, der Einführung wettbewerbli-
cher Anreize und Strukturen und nicht zuletzt einer Anpassung und Weiterent-
wicklung der bestehenden Rettungsdienstgesetze im Rahmen der Gesundheits-
strukturreform, wie sie der Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion im 
Gesundheitswesen bereits 1995 formulierte28, bilden dabei nur Teilaspekte einer 
wachsenden Überzeugung, dass Markt und Wettbewerb leistungsfähiger sind 
als Monopolstrukturen und staatliche Daseinsvorsorge. Diese bereits das Ge-
setzgebungsverfahren zum Sechsten Gesetz zur Änderung des Personenbeförde-
rungsgesetzes mitbestimmende Einschätzung29  erlangt derzeit gesteigerte Aktu-
alität. 
Bislang fehlt es an geklärten Positionen vor allem noch bei Rechtsfragen der 
Leistungserbringerauswahl im Bereich der öffentlichen Rettungsdienste sowie 
der Vergütungsstrukturen im Rettungswesen. Entsprechendes gilt neben Fragen 
der Aufgabenqualität im Rettungswesen für den kompetenziellen Rahmen der 
Rechtsmaterie Rettungsdienstrecht. Das zum 1.1.2004 in Kraft getretene GKV- 

raten der beitragspflichtigen Einnahmen der Mitglieder der Krankenkassen durch das BMGS 
gem. § 71 Abs. 3 SGB V. 
24 Vgl. Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr 2000/2001 der Bundesregierung, BT-Drs. 
14/9730, S. 33. 
25  Siehe hierzu etwa Thiele, Praxishandbuch Einführung der DRGs in Deutschland, 2001; 
Quaas, Aktuelle Fragen des Krankenhausrechts, in: MedR 2002, S. 273 ff., 274. 
26  BGBl. I S. 1412. 
27  Schlechtriemen/Reeb/Altemeyer, Rettungsdienst in Deutschland — Bestandsaufnahme und 
Perspektiven, Bericht über das DGAI-Symposium vom 2.-4.10.2002, S. 4. 
28  Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen, Gesundheitsversor-
g,ung und Krankenversicherung 2000, Sondergutachten 1995, S. 40, Rn. 58. 
9  Vgl. die Stellungnahme der Bundesregierung zum Gesetzentwurf des Bundesrates, BT-Drs. 

11/2170, S. 9 sowie die Stellungnahme des federführenden Bundestagsausschusses, BT-Drs. 
11/4224, S. 6. 
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Modernisierungsgesetz3°  und die sich hieran anschließende Neufassung der sog. 
Krankentransportrichtlinien haben lediglich Änderungen bezüglich der Erstat-
tungsfähigkeit der Leistungen im System der gesetzlichen Krankenversicherung 
bewirkt und zu keiner weiteren Klärung der noch offenen Rechtsfragen geführt. 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, Erkenntnisse darüber zu gewinnen, inwie-
weit das geltende Recht mehr als in der bisherigen Praxis, die von eher verwal-
tungsmäßiger Leistungserbringung und vielfach der Bevorzugung einzelner 
Anbieter gekennzeichnet ist, die Erbringung und Vergütung rettungsdienstlicher 
Leistungen in mehr wettbewerblicher Struktur erlaubt bzw. gebietet. Dabei sol-
len insbesondere die noch offenen Rechtsfragen hinsichtlich der Anforderungen 
an den Marktzugang geklärt und die rechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten 
und Pflichten aller Beteiligten, insbesondere der öffentlichen Rettungsdienstträ-
ger sowie der gesetzlichen Kostenträger, ihren gesetzlichen Aufgaben in einem 
wettbewerblichen Umfeld möglichst kostendämpfend zu genügen, hin unter-
sucht werden. 

B. Gang der Untersuchung 

Im Folgenden wird nach Vornahme der notwendigen Begriffsbestimmungen 
und Abgrenzungen im hierauf folgenden 2. Teil zunächst der rechtliche Rahmen 
rettungsdienstlicher Leistungserbringung näher erörtert. Gegenstand ist dabei 
neben einer Kurzdarstellung der Rechtsentwicklung im Rettungswesen sowie 
damit zusammenhängender Gestaltungsvarianten der Landesrettungsdienstge-
setze und der Gegenüberstellung von öffentlichem Rettungsdienst und staatsu-
nabhängiger Leistungserbringung die Verortung der Materie im grundgesetzli-
chen Kompetenztitel. Anschließend soll im 3. Teil das Aufgabenspektrum ret-
tungsdienstlicher Leistungen erörtert werden, wobei nach dem Versuch der 
Herstellung möglichst weitgehender Begriffsklarheit unter Berücksichtigung 
der sachlichen Besonderheiten der Materie die notwendigen Zuordnungen er-
folgen. Der 4. Teil befasst sich mit den bislang ebenso aktuellen wie weitge-
hend ungeklärten Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Durchführungsbe-
auftragung außerhalb der Verwaltung stehender Dritter im Bereich der öffentli-
chen Rettungsdienste, wobei insbesondere die Frage des Bestehens einer Aus-
schreibungspflicht einschließlich der hierbei zu berücksichtigenden Verfah-
rensbestimmungen sowie das rechtliche Schicksal laufender Verträge erörtert 
werden. In dem sich anschließenden 5. Teil wird der Zugang zur staatsunabhän-
gigen Leistungserbringung auf behördlich genehmigter Grundlage unter beson-
derer Berücksichtigung der sog. Funktionsschutzklauseln der Landesrettungs- 

30  Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-
Modernisierungsgesetz — GMG) vom 14.11.2003, BGBl. I 2003, S. 2190 ff. 
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dienstgesetze untersucht und im Rahmen dessen nicht zuletzt der Grad der 
Justiziabilität bestimmt. Die folgenden Teile haben die maßgeblich durch die 
rettungsdienstrechtlichen Vorgaben mitbestimmten rechtlichen Grundlagen der 
Finanzierung und Vergütungsstruktur zum Gegenstand und zeigen die hier be-
stehenden Gemeinsamkeiten und Unterschiede auf. Der institutionellen Diffe-
renzierung der Landesrettungsdienstgesetze folgend behandelt der 6. Teil die 
Finanzierung des öffentlichen Rettungsdienstes, während der nachfolgende 7. 
Teil den bisher weitgehend ungeklärten Bereich der Vergütung der staatsunab-
hängigen Leistungserbringung sowohl anhand nationalen (verfassungs-) Rechts 
als auch des Gemeinschaftsrechts untersucht. 





33 

1.Teil Begriffsbestimmungen und notwendige Abgrenzungen 

Die interdisziplinär geprägte Begriffslage im Bereich des Rettungsdienstes er-
fordert im Hinblick auf eine sich anschließende Erörterung von Normen unter-
schiedlicher Art und Rangstufe eine einheitliche und hinreichend differenzierte 
Terminologie nebst sachlicher Abgrenzung. Immerhin lässt, abgesehen von 
bisweilen selbst in medizinischen Fachkreisen anzutreffender Begriffsverwir-
rung31

, auch die Rechtsprechung zum Teil die notwendige Differenzierung ver-
missen32. Zu mangelnder Begriffsklarheit trägt zudem wesentlich der Umstand 
bei, dass die Materie Rettungsdienst in insgesamt sechzehn terminologisch wie 
organisatorisch teilweise voneinander abweichenden Landesgesetzen kodifiziert 
ist. Begriffliche Unterschiede lassen sich schließlich, ungeachtet einer beste-
henden DIN 13050 „Begriffe im Rettungdienst", für das (Bundes-) Recht der 
gesetzlichen Krankenversicherung feststellen. 
Im Spektrum transportbezogener Dienstleistungen mit im weiteren Sinne medi-
zinischem Betreuungsgehalt ist nach vorangestellter Klärung des Begriffs Ret-
tungsdienst zunächst eine Grobunterteilung zwischen denjenigen, die sowohl 
sachlich als auch begrifflich dem Rettungsdienst unterfallen, und sonstigen 
Dienstleistungen vorzunehmen. Letztere sind im Weiteren vom Untersuchungs-
gegenstand ausgenommen. Die Abgrenzung erfolgt hier anhand des Grades an 
medizinischer Betreuungsbedürftigkeit sowie des Anteils an Transportbezogen-
heit. Begrifflich wird auf dieser Ebene auch der Notarztdienst, der sich teilweise 
der Mittel des Rettungsdienstes bedient, gesondert erfasst. 

31 Lechleuthner/Fehn/Neumann, Rettungsdienst und niedergelassene Ärzte, in: Medizin im 
Dialog 03/2002, S. 4; Sefrin, Schnittstelle Hausarzt und Rettungsdienst, in: Leben retten 1998, 
S. 61. Siehe auch die vom Gemeinsamen Bundesausschuss neu gefassten Richtlinien über die 
Verordnung von Krankenfahrten und Krankentransportleistungen (Krankentransport-
Richtlinien) i.d. Fassung vom 22.1.2004, veröffentlicht in: Bundesanzeiger Nr. 18 v. 
28.1.2004. 
32 BSG, Urteil v. 29.11.1995 — 3 RK 32/94, in: SozR 3-2500, § 133 Nr. 1, S. 4 u. 7; LG 
Mannheim, Urteil v. 3.4.1992 — 7 0 140/91, S. 8 u. 10; Schulte, Rettungsdienst durch Private, 
1999, S. 19 unter Hinweis auf OVG Rheinland-Pfalz, Urteil v. 21.2.1995 (unveröffentlicht), 
S. 15. Die genannten Entscheidungen nennen jeweils Rettungsdienst und Krankentransport als 
Gegensatzpaar. 
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A. Leistungen im Bereich des Rettungsdienstes 

I. Rettungsdienst: Begriff und Bedeutung 

1.) Erscheinungsformen 

Der den Gegenstand der weiteren Untersuchung bildende Rettungsdienst fun-
giert als Oberbegriff unterschiedlicher Dienstleistungen, Gegenstand gesetzli-
cher Aufgabenzuweisung und Bezeichnung der institutionellen Organisation 
rettungsdienstlicher Einrichtungen mit entsprechender Funktion innerhalb der 
Rettungskette. Eine weitere bedeutende Funktion erfüllt er als Schutzgegens-
tand der sog. Funktionsschutzklauseln der Landesrettungsdienstgesetze. Er ist 
darüber hinaus hinsichtlich der von ihm erfassten Leistungen Gegenstand von 
Verträgen zwischen Leistungserbringern und Krankenkassen nach § 133 SGB V 
sowie gemäß § 60 Abs. 2 S. 3 SGB V Anknüpfungspunkt privilegierter Abrech-
nung smodalitäten33. 

2.) Gesetzliche Begriffsprägung 

Insbesondere als Oberbegriff der Leistungen Notfallrettung und Krankentrans-
port hat der Begriff Rettungsdienst seine entscheidende Prägung durch die Ret-
tungsdienstgesetze der Länder erfahren. 
Danach wird Rettungsdienst überwiegend im Rahmen der Aufgabenzuwei-
sungsnorm als Sicherstellung einer bedarfsgerechten und flächendeckenden 
Versorgung der Bevölkerung mit Leistungen der Notfallrettung und des Kran-
kentransports definiert34. 
Es ergeben sich daher die folgenden Elemente: Verweis auf die immanenten 
Dienstleistungen Notfallrettung und Krankentransport und die bedarfsgerechte 
und flächendeckende Versorgung mit diesen sowie die besondere Betonung des 
Sicherstellungsaspekts. 
Definitionsbestandteile wie Bedarfsgerechtigkeit und flächendeckende Versor-
gung implizieren im wesentlichen Qualitätsmerkmale vornehmlich im Bereich 
der (zeitkritischen) Notfallrettung. Zu verwirklichende Zielvorstellungen sind 
hier Bediensicherheit, d.h. ein System, welches gewährleistet, dass alle Leistun- 

33  Vgl. hierzu BSG, Urteil v. 16.4.1998 — B 3 KR 14/96 R, in: SozR 3-2500, § 60 Nr. 2; SG 
Düsseldorf, Beschluss v. 9.12.2002 — S 4 KR 269/01 ER. 
34  § 1 Abs. 1 RDG BW; Art. 18 Abs. 1 BayRDG; § 2 Abs. 1 RDG Bln; § 6 Abs. 2 HmbRDG; 
§ 2 Abs. 1 Nds RettDG; § 2 Abs. 1 RettDG RhPf; § 2 Abs. I SaarRettG; § 2 Abs. 1 Sächs-
RettDG; § 2 Abs. 1 RettG LSA; § 6 Abs. 1 RDG SH. 
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gen zu jeder Zeit an jedem Ort erbracht werden können, und Zeitminimierung 
im Bedarfsfal135. 
Während einige Landesgesetze noch weitergehende Leistungen in Gestalt des 
Transports von Medikamenten, Blutkonserven und Organen oder der Abwick-
lung von Großschadensereignissen der Aufgabe bzw. dem Begriff Rettungs-
dienst zuordnen36, stellen namentlich Brandenburg, Bremen, Hessen, Mecklen-
burg-Vorpommern und Thüringen trotz Übereinstimmung im Übrigen nicht 
ausdrücklich auf eine Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung mit ret-
tungsdienstlichen Leistungen ab, sondern allein auf die Versorgung bzw. 
Durchführung der Leistungen37. Zumindest terminologisch orientiert sich die 
Gesetzgebung dieser Länder damit stärker an dem vom Bund-Länder-Ausschuss 
Rettungswesen in § 1 des Musters für ein Ländergesetz über den Rettungs-
diensts 8  beschriebenen Aufgabengehalt. Angesichts der betroffenen Rechtsgüter 
Leben und Gesundheit der Bevölkerung und der damit verbundenen grundge-
setzlichen Schutzpflichten des Staates hält jedoch auch hier der Sicherstellungs-
auftrag wenngleich nicht ausdrücklich benannt Eingang in Aufgabenzuweisung 
und Begrifflichkeit. 

3.) Medizinisch-organisatorische Begriffsfassung 

Aus medizinisch-organisatorischer Sicht lässt sich der Be riff Rettungsdienst 
ausgehend von seiner Funktion innerhalb der Rettungskette 9  bestimmen. Dabei 
wird dem Rettungsdienst als zentralem Glied der Rettungskette ein ineinander-
greifender Maßnahmenkatalog vorgeschrieben, der von den ersten Maßnahmen 
am Unfallort bis zur Übergabe des Patienten in ein geeignetes Krankenhaus 
reicht40. Aufgrund des durch die fortschreitende notfallmedizinische Entwick- 

38  Prütting, Rettungsgesetz NRW, 3. Aufl. 2001, § 6 Rn. l lf. 
36  Vgl. § 6 Abs. 2 HmbRDG; § 2 Abs. 1 ThürRettG (Transport von Medikamenten, Blutkon-
serven und Organen); § 2 Abs. 1 RettDG LSA; § 6 Abs. 1 RDG SH (Großschadensereignisse) 
37  Vgl. § 1 Abs. 2 Bbg RettG; § 3 Abs.1 BremRettDG; § 3 Abs. 1 Hess RDG; § 6 Abs. 1 u. § 
2 Abs. 1 RDG M-V; § 2 Abs. 1 Thür RettG. 
38  Anlage 1 zu BT-Drs. 7/489. Aus dem rein koordinativen Gremium des Bund-Länder-
Ausschusses Rettungswesen, dessen Existenz auf der damaligen gemischten Kompetenzver-
teilung im Rettungswesen beruhte, wurde nach dem Rückzug des Bundes durch das sechste 
Gesetz zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes der Ausschuss Rettungswesen. Vgl. 
im Übrigen das vom Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften erarbeitete 
Muster eines Gesetzes zur Ordnung des Rettungswesens vom November 1970, in: Biese u.a. 
(Hrsg.), Handbuch des Rettungswesens, Band 1, Stand: 04/2003, A. 1.3.1. 
39  Vgl. zum Begriff der Rettungskette Sefrin, Geschichte der Notfallmedizin in Deutschland, 
in: Biese u.a. (Hrsg.), Handbuch des Rettungswesens, Band 1, Stand: 04/2003, A 1.6; Ahne-
feld, Weiterentwicklung der Rettungsdienste und der notfallmedizinischen Versorgung in der 
BRD, in: Notfallmedizin 1998, S. 358f. 
40  Biese/Jocks/Runde, Rettungsdienst in NRW, 1978, § 1 Anm. 1. 


